Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Entschließungsantrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


zur Erklärung der Bundesregierung über die Lage der Nation 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, der DDR zu notifi- 
zieren, daß die gegenwärtige Praxis an der Grenze zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der DDR, also Mauer, Stachel- 
draht, Todesstreifen und Schießbefehl, gegen den Grundvertrag 
verstößt und daß das Fortbestehen dieser Maßnahmen als ver- 
tragswidriges Verhalten qualifiziert werde. 

Die Bundesregierung wird darüber hinaus aufgefordert, auf- 
grund des vorliegenden Materials über menschenrechtswidriges 
Verhalten der DDR die Möglichkeiten zu nutzen, die sich aus 
der Charta der Vereinten Nationen und der Allgemeinen Er- 
klärung der Menschenrechte vom 10. Dezember 1948 ergeben, 
um die DDR zu veranlassen, die permanente Verletzung der 
Menschenrechte zu beenden. 

Die Bundesregierung wird ferner aufgefordert, die menschen- 
rechtswidrigen Praktiken der DDR, insbesondere ihre Maßnah- 
men zur Verhinderung der Freizügigkeit in ganz Deutschland, 
in die Genfer Kommissionsverhandlungen der Konferenz für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) in geeigneter 
Weise einzuführen und die Beseitigung dieses Entspannungs- 
hindernisses zu einem wesentlichen Element eines befriedigen- 
den Konferenzfortgangs zu erheben. 


Bonn, den 23. Januar 1974 


Carstens, Stückten und Fraktion 
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